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Über die geographische Namenkunde.
Yon J". X

Noch vor wenigen Jahrzehnten hat man die einstimmige
Klage vernommen, dass der geographische Unterricht
trocknes Gedächtniswerk sei, eben so geistarm wie die ihm
dienenden Schulbücher, die lediglich aus einem Gerippe
von Namen und Zahlen beständen. l)iese Klage scheint,

wenn nicht verstummt, doch zurückgetreten zu sein. Es
ist manches geschehen, um Stoff und Behandlung zu ver-
geistigen, und was insbesondere die Namen betrifft, so hat

man sich nicht nur bestrebt, ihre Überzahl zu beschränken,
sondern sie, die einst wie Irrblöcke den Weg belagerten,
geradezu in den Dienst der Unterrichtsziele zu ziehen:

durch ihre Erklärung.
Früher sind Anläufe in dieser Richtung nur sehr ver-

einzelt vorgekommen ') ; aber seit drei Dezennien hat sich die
Sache Bahn gebrochen. Sie hat ihre Vorkämpfer und

Fürsprecher in Schulblättern und ihre Nachfolge in Schul-
büchern gefunden. Sie ist ein Faktor geworden, mit dem

heute zu rechnen ist, und gern folge ich einer freundlichen

Einladung der Tit. Redaktion, über Wesen und Bedeutung
der geographischen Namenkunde und zwar in wesentlicher
Rücksicht auf die Schule, einige Aufschlüsse zu bieten.
Dabei habe ich nicht vor, die Geduld eines geneigten
Lesers ungebührlich in Anspruch zu nehmen. Anstatt bei
Adam und Eva anzufangen, will ich ihn gleich mitten in
die Sache hineinstellen.

a) Die Herkunft der schweizerischen Ortsnamen.

In urgelehrten Werken ist, und zwar noch um das

Jahr 1870, allen Ernstes vorgetragen worden, dass die
Ortsnamen Main# und d/ewza aus dem Hebräischen stammen

i) Es verdient hervorgehoben zu werden, dass diese Bestreb-

ongen zweimal, im 18. und im 19. Jahrhundert, auch in der Schweiz,
und zwar beide mal in St. Gallen, ihre literarischen Yertreter fanden,
wie denn auch die heutige, verallgemeinerte Bewegung 1863 von
St. Gallen aus angeregt worden ist. Die Nachweise finden sich in
meiner „Geschichte der geographischen Namenkunde" pag. 383.

und dass keltische Namen bis nach Sibirien und Süd-

Amerika verbreitet seien. Dem gesunden Menschenverstände
können solche Ungeheuerlichkeiten nicht einleuchten. Ein
Versuch, unsere schweizerischen Ortsnamen aus dem Agvp-
tischen, ja auch nur aus dem Griechischen zu erklären,
würde ein mitleidiges Lächeln hervorrufen. Man setzt als

selbstverständlich voraus, dass die geographischen Namen

einer Gegend von demjenigen Volke herrühren, das einst

hier gewohnt, und dass dieses Volk die Namen der Örtlich-
keiten aus seiner eigenen Sprache geschöpft habe. So ist
denn sofort klar, wie man sich die Schichtung im Alter
unserer Ortsnamen zu denken hat.

Für diese Unterscheidung fallen die Höhlenmenschen
der Urzeit, sowie die Pfahlbauer ausser Betracht; denn

von beiden wissen wir nicht, wie sie ihre Wohnstätten,
ihre Berge und Wälder, ihre Flüsse und Seen genannt
haben. Hingegen sind uns vorrömische, römische und nach-

römische Ortsnamen erhalten. Seit der Helveter Zeiten
hat nämlich die Besiedelung unseres Landes keinen Unter-
brach mehr erlitten, und es haben sich die alten Namen

von Geschlecht zu Geschlecht, von einer Bevölkerungs-
Schicht zur andern, kontinuirlich fortgeerbt. In der vor-
römischen Zeit kommen für uns nur die Kelten in Betracht ;

denn für vorkeltische Sprachreste, die an den ältesten Fluss-

namen hängen geblieben, sind wir noch ganz im Unklaren,
und selbst der etraskische Traum, dem der geistvolle Vater
L. S t e u b lange Jahre nachgehangen ®), ist in ungreif-
bare Vermutungen zerflossen. Für die nachrömische Zeit
dürfen wir uns auf das Mittelalter beschränken ; denn wenn
auch in der Neuzeit noch neue Orte entstanden und be-

nannt worden sind, so zeichnet sie sich, weit mehr als

durch Neugründungen, dadurch aus, dass viele der ältern
Wohnstätten zu grössern Ortschaften angewachsen sind.

Aus der keltischen Periode, die mit dem Tag von
Bibracte (-58) ihr Ende erreicht, sind eine Reihe Orts-

namen erhalten, und ein Teil derselben ist mit Sicherheit

Über die Urbewohner Rätiens und ihren Zusammenhang mit
den Etruskern, 185 pp. in 8®, München 1843.
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erklärt. Die Zeiten, wo einer wilden Phantasie alles auf
diesem Gebiete erlaubt war und gesagt werden durfte:

Was man nicht dekliniren kann,
Das sieht man halt für keltisch an —

diese Zeiten sind vorbei, seit C. Zeus s die keltische

Sprachforschung begründet hat ®). Unter diese Namen

gehören z. B. folgende.

Geuem Ausmund, jetzt Gewèye

iVoOTotfowwm Neuenburg, jetzt Ayow

FmscMtH, jetzt Fer«/
A^rawMwm Felsort, jetzt St. Jfawnce
Sec/wwwm Schönhügel, jetzt Sitten

B6uro</w»u»f, jetzt Tverdon
.UewticM/n, jetzt ArencAes

Dunum Burg, jetzt TAun

Na/oc/wr«/», jetzt So/otAurw

Fiwf/onissa, jetzt JFwnHscA

Twncwm Wasserstadt jetzt Zwn'cA

FeZwrfwrwro Waldveste, jetzt OAer- TFm/erZAwr.

Die Römer beherrschten und besiedelten Helvetien

von -58 bis um das Jahr 400. Wie überall, so haben sie

auch bei uns wenige Ortsnamen geschaffen ; sie verhielten

sich, wie in Philosophie und Religion, in Wissenschaft und

Kunst, in Seewesen und Erdkunde, als unselbständig
schaffende, nur aufnehmende und nachahmende Jünger
anderer Kulturherde. Unter die Namenschöpfungen, welche

sie bei uns hinterliessen, gehört die raurachische Aw</wsZa

Kaiserstadt, jetzt Awt/sZ, der sich, just zu Ende der
römischen Herrschaft, in der Nähe eine zweite „Kaiser-

stadt", in griechischer Form Basi/ea, jetzt Base/, beige-
seilt hat; ferner Cous/aH/Za, wahrscheinlich von Constantius
Chlorus gegründet, jetzt OowsZawz, aa? FYues an der
Grenze (nämlich gegen Rätien), jetzt P/y», ArAor /e//x

glücklicher Baum, jetzt Arbo», Curia Hof, Bischofs-

sitz, jetzt CAwr.

Schon durch Tiberius begann die Romanisirung Rätiens.
Die römische Übermacht, nachdem sie die Räter bezwungen
und fast vernichtet hatte, besetzte das Land mit römischen

Ansiedlern, und unter diesen erhielt sich, von den "Völker-
stürmen der Folgezeit wenig betroffen, die gemeine römische

Volkssprache: als rätoromanisches Idiom. Hier, wie jen-
seits der Alpen, auf dem Boden ostgothischer Einwanderung,
wo die Longobarden rasch ihr germanisches Wesen ein-
büssten und wieder in der westlichen Schweiz, wo die

Burgunder, vertraglich aufgenommen, als der barbarische
Volksteil sich vor der Macht der römischen Gesittung
beugten und sich in Lebensweise, Sitte und Sprache den

Romanen anpassten, musste die geographische Nomenklatur
eine auf älterer Grundlage wurzelnde, durch römische Ein-
Wirkung beeinflusste und fortgebildete Gestaltung annehmen

3) Grammatics celtica, 2 Bände in 8®, Leipzig 1853. Wir
fügen die Erklärung nur da bei, wo die Ansichten der Keltisten
eine gewisse Übereinstimmung zeigen. Übrigens wird für detaillirtere
Darstellung und Nachweise auf die betreifenden Artikel der neuen

Auflage meiner „Nomina geographica", Leipzig 1893, verwiesen.

— ganz im Gegensatze zu den Gebieten der nördlichen
und mittlem Schweiz, wo seit 400 die Alemannen einfielen.

Noch ein roher, heidnischer Stamm, machten die

Alemannen tabula rasa mit der alten Kultur. Man darf
das sagen, ohne zu vergessen, dass von der keltorömischen

Bevölkerung sicher manche Splitter übrig geblieben sind

und die Fortdauer alter Ortsnamen gesichert haben. Die
Alemannen zerstörten die Sitze römischer Kultur und teilten
das Waldland. Jeder Hausvater erhielt ein Loos und

baute sich auf demselben an.
Und Mann und Knecht und Weib und Kind begann zu roden und

schwenden;
auf jedem Loos ein Blockhaus ersteht, gezimmert von derben Händen.

Aus dem Blockhaus wurde später ein Bauernhof,
ähnlich wie im amerikanischen Urwalde die Farmen. Der
einzelne Hof wurde ÄwZi, ScAtmirft, Bra«<Y, SZocAew, ScA/aZZ,

auch geradezu £To/, Ho/sZaZZ, Haas, in der Mehrzahl

Hb/im, SZeZZe», Hawse» genannt. Der Wohnsitz mehrerer
Familien war ein TFei/er; eine grössere Wohnstätte, welche
eine Art Sammelpunkt der Gegend bildete, wurde als Dor/
bezeichnet. Oft enthält der Ortsname den Namen des

Gründers oder seiner Nachkommen:
GysewrwZt Rüti des Giso

üfantsstoantfow bei der Schwendi des Mani,
jetzt JfascAw>aw<Ze»

PocAtZsAopott bei den Höfen des Tachilo,
jetzt DaeAc/sen

TVwcAZt'ZtnAwsww bei den Häusern des Truchtilo,
jetzt JV/cAZerAawsen

PeroZZeswwYare Weiler des Perolt, jetzt
BäreZswyZ

JFacZj'nesîOîYare Weiler des Wadin, jetzt
TFärfewswyZ

BwsZeZmye» bei den Nachkommen des Anstel o,

jetzt Pw^sZrfw^c«
Pa»cAj/wyAo/<?» bei den Höfen der Panchiling,

d. i. der Nachkommen Panchilos, jetzt BencZ/iAo».

Unsere Ortsnamen auf -t'wye« sind zahlreich ; sie ent-
halten den Namen der Nachkommen des Gründers. Noch
zahlreicher sind die Ortsnamen mit der doppelten Endung
-inyAo/e», welche mit dem 13. Jahrhundert zu -ifiAon, -tAon,
sich verkürzt hat.

Manche Orter wurden auch nach der Lage oder auf
andere Art bestimmt.

il/eZafnonsZcZZon Mittelhausen, jetzt i/eZZ)»eMs/eZZew

Y'össrtecZc» in den Rietern der Töss, jetzt
Posm'eflZerw

Pir/powmisZor/" Dorf bei den Birnbäumen,
jetzt BîVwc.s(Zo»y

A/faZZrw» bei den Apfelbäumen, jetzt A/fo/Zer».

Eine neue Periode von Namenschöpfungen begann
im 7. Jahrhundert, durch Adel und Geistlichkeit.

Männiglich weiss, dass der Adel seine Burgen mit
Vorliebe auf Felsbergen baute und sie mit -Aer</ und

-èwr<7, auch mit -sfem und -/e/s benannte, wie Po/Ach-
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stem und Rein appellativisch hiess der S/«
zu Baden und zu Rheinfelden. Einige der bekanntesten

Beispiele sind:
ite</mes&er<7 Burg deB Regin, jetzt (Alt-)

Burg des Lando, jetzt (Alt-)
LawetenAeri?

J/aAiAtesAury Habichtsburg, jetzt J/aAsAwr^
DocAmAwr Burg des Tocho, jetzt (Alt-)

In der Zeit der Einsiedler, der Wald- und Kloster-
brüder, wurde das lateinische Wort eeWa, als Wohnung
eines solchen Gottesmannes, mehrfach zu Ortsnamen ver-
wendet, für sich als Zeff, mit Bestimmungswort in Aßpen-
zcte des Abtes (von St. Gallen) Zelle und BiscAo/âe//,

von Bischof Salomo von Constanz gegründet. Als birch-
liehe Gründungen erscheinen St. Gattew, um die Zelle des

heil. Gallus, um die Zelle des heil. Meinrad,
FVawm/eW, nach U. L Frauen Maria, der Schutzheiligen
des Klosters Reichenau, dem der Ort gehörte, als Kloster-
besitz /yä#f&on, alt Fgt/)ïmcAowi Höfe der Pfaffen,
nämlich im einen Fall: des Klosters St. Gallen, im an-
dern Eall: des Klosters Einsiedeln, TaAAtt, vom latei-
nischen faAM&ttwm Bretterhaus, Speicher u. a. Als
bei dem Städtchen Unterste«, auf dem Bödeli, ein

Frauenkloster entstand, wurde der alte Name einfach ins
Latein übersetzt, das altdeutsche wwtar zwischen *)
durch lateinisch inter, sowie seen durch toews wieder gegeben :

/ntertaien. Für eine Zeit, wo das Latein die Sprache
des Gottesdienstes, der Klöster und ihrer (scholastischen)
Gelehrsamkeit war, wird die Mischung kirchlicher Latein-
namen und volkstümlicher Deutschnamen nicht befremden.

Ist ja die Bezeichnung rfeutscA, dintisc, d. h. dem Volke
rfiot, tAiwrfa, angehörig, zunächst selbst nur Sprachbezeich-

nung, als Gegensatz zur lateinischen Kirchen- und Ge-

schäftesprache des Clerus &), gewesen und erst später Volks-
name geworden. (Forts, folgt.)

Die Schulfrage im Nationalrat.
5.—7. Juni 1893.

Nachdem wir in No. 23 die Hauptzüge und in No.
24 die Folgen der Debatte besprochen haben, die sich im
Nationalrat um die Motion Cwrti drehte, wollen wir im
Nachstehenden die springenden Punkte der einzelnen Reden

herausheben, und soweit als möglich charakteristische Ausse-

rungen (nach dem Amtl. stenograph. Bülletin der Schweiz.

Bundesversammlung) durch wörtliche Zitate festhalten. Die

Hauptgedanken, welche Hr. Cwrti der Begründung seiner

Motion, sowie die wichtigsten Argumente, die Möns. Jean-

Aenry seinem Amendement zu gründe legte, kennen

*) Dieser ältere Sinn hat sich in der Sprache noch lebendig er-
halten. Man sagt nicht nnr: unter dem Tische, unter der
Brücke, sondern auch: unter allen Schülern der fleissigste,

unter zwei Übeln das geringere.
5) Siehe meine „Nomina geographia", 2. Auflage, pag. 246,

Artikel Deutsch.

unsere Leser. Um der Bedeutung dieser beiden Reden
und dem Standpunkte, die sie vertreten, gerecht zu werden,

bringen wir dieselben im 8. Heft der Päd. Zeitschrift voll-

ständig zum Abdruck und beschränken uns hier auf die

eigentliche Diskussion der Schulfrage, die der bernische

Erziehungsdirektor eröffnete.

Möns. 6rO&a# ist der Tendenz der Motion sympathisch ;

aber seiner Ansicht nach fehle der Motion Curti die Grund-

läge und das Amendement Jeanhenry sei nicht ein Zu-
satz zu derselben, sondern stehe im Gegensatz dazu und

gehe zudem über die Ziele seines Urhebers hinaus. Um
die Grundlage zu einer permanenten Subvention zu schaffen,

verlangt M. Gobat eine statistische Erhebung über den

çreoM'yewctew und oA/fyatomcAew Unterricht, nicht etwa durch
einen wandernden Inspektor sondern nur an Hand der

Gesetze, Lehrpläne, Programme etc. (darüber geben das

Jahrbuch, Rekrutenprüfungen, Statistik von Grob genügende

Auskunft.) Diese Enquête hätte die vorhandenen Lücken
aufzudecken, die ohne Bundeshilfe nicht auszufüllen wären;
auf diese Erkenntnis hin hätte der Bundesrat die Frage
der Verfassungsrevision zu prüfen, um, nötigenfalls durch
eine neue Verfassungsbestimmung, die Bedingungen für
die Bundesbeiträge zu schaffen — alles unter Wahrung
der kantonalen Selbständigkeit. Dass die Motion Curti
die Frage der Unentgeltlichkeit berührt, oder wie M. Gobat

meint, sich darauf beschränkt, diese zu verlangen, heisse

die Sache falsch anpacken. Von der „Unentgeltlichkeit"
hält der bernische Erziehungsdirektor überhaupt nicht viel :

in schlechtem Sinne (beschränkt) durchgeführt koste sie

(per Schüler Fr. 5) 2*/2 Millionen Fr., vollständig durch-

geführt weitere Millionen jährlich : toujours un résultat

mesquin, hors de proportion avec l'importance de la que-
stion et de la subvention fédérale elle même. Da Art. 27

eine Subvention an die Kantone nicht gestatte, ja sie im

Gegenteil verbiete, so beantragt M. Gobat:
Le conseil fédéral est invité 1 ® à faire rapport sur

la manière dont l'art. 27 deuxième alinéa de la constitution

fédérale, est exécuté dans les cantons au point de vue
de la SMj^sance et de f'oAteyateow de l'instruction primaire;
2® à examiner par quels moyens il pourrait être pourvu
à ce que les lacunes qui existent à cet égard, soient com-
blées ; 3® à examiner notamment, s'il n'y a pas lieu, afin
de remédier à l'état défectueux de l'enseignement primaire,

que la Confédération subventionne d'une manière perma-
nente les cantons au profit de l'école primaire et à faire

aux chambres fédérales des propositions à ce sujet.
Zur Begründung seiner Anschauung sagte M. Gobat

u. a. folgendes :

„ L'art. 27 est, je pense, le seul de la constitution qui ne

reçoive pas son exécution. En effet nous n'avons pas partout
et dans tous les cantons une instruction primaire suffisante obli-
gatoire et placée exclusivement sous une direction laïque. La
Confédération, le conseil fédéral paraissent s'être desintéressés

de la question. La Confédération subventionne l'agriculture,
la pisciculture, l'enseignement professionnel et commercial, la
géographie de M. Rosier, la chrestomatie de M. Descurtins, mais
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elle ne fait rien pour placer l'instruction sur un niveau suffisant
dans les cantons

La gratuité des moyens d'enseignement passe aujourd'hui

pour la panacée universelle. Je crois que l'on se fait des illu-
sions au sujet des conséquences de la gratuité je suis

opposé au système qui veut du commencement à la fin subor-
donner l'éducation de l'enfant à la volonté de l'état, qui annihile
le père de famille en faisant absorber sa personnalité par l'état ;

ce système a pu produire de beaux résultats dans d'autres temps
et dans d'autres circonstances; aujourd'hui il est incompatible
avec l'émancipation de l'individualité, qui est la plus belle con-

quête de la civilisation moderne

Je ne suis cependant pas de ceux qui demandent à tout
prix une subvention fédérale et qui l'acceptent à tout prix. Je

la désire à la condition seulement que la confédération exige
le moins possible en échange de sa subvention Les diver-
sités de nos institutions, de nos mœurs, de nos coutumes des

confessions excluent la direction fédérale, et plus la direction
scolaire sera abandonnée aux cantons, plus l'école sera populaire
et prospérera.

Die letzten Äusserungen kennzeichnen den Jurassier,
der als Erziehungsdirektor wohl das Gefühl hat, dass für
die Schule mehr getan werden sollte, der aber — auch

nicht um einer Bundessubvention willen — nichts von der

Selbstherrlichkeit preisgeben will, mit der er sein Departe-
ment verwaltet. Die Widersprüche, die in den angeführten
Äusserungen liegen, ergeben sich dem Leser auf den ersten

Blick; doch die Hauptsache ist, dass M. Gobat, und mit
ihm die radikale Berner Partei, für die Unterstützung der
Schule durch den Bund eintritt.

Die prinzipielle Bekämpfung der Motion eröffnet von
Seite der Ultramontanen ein Vertreter St. Gallens, Herr
KieeL Artikel 27 gestatte, führt er aus, die Bundesunter-

Stützung nicht. Wenn Alinea 1 des Art. 27 dem Bund
die höhern Schulen überweise, in Alinea 2 aber sage, die
Kantone sor^era für den genügenden Primarunterricht, so
heisse das, sie sorgen dafür auf ihre Kosten. Darum
spreche auch das letzte Alinea des Art. 27 nur von Fer-

gegen säumige Kantone, nicht davon, dass der
Bund ihnen entgegenkomme, indem er sie finanziell unter-

stütze, „prämire" ; mit Recht sei darum eine Revision des

Art. 27 oder wenigstens eine gesetzliche Grundlage für
das beantragte Vorgehen gewünscht worden. Der Weg
des Subventionsgesetzes ist ein überlegter; aber es ist
„doch nicht die Absicht der Motionssteiler, den Kantonen

nur finanziell entgegenzukommen, sie zu kräftigen und zu
stärken, dass sie alle ihre Aufgaben richtig erfüllen. Ich
sehe in dem Antrag vielmehr die Intention, auf diesem

Umweg den Einfiuss und die Einmischung des Bundes in
das Primarschulwesen der Kantone herbeizuführen". Dass

der Bund an Beiträge Bedingungen knüpfe, findet Herr
Keel ganz natürlich; den Zwecken der Bundesunterstütz-

ungen: nicht zu viel Schüler, Besserstellung der Lehrer,
Turnhallen, Unentgeltlichkeit der Lehrmittel etc. ist er
„absolut nicht abhold" ; aber er fürchtet, „dass wir den

Bund zu sehr in alle Details hineinregieren lassen", und

zweifelt, „ob durch dieAnwendnung eines exzessiven Bureau-

kratismus das Schulwesen überhaupt verbessert werde."
Ja man dürfe sagen, „dass bisher die Einmischung des

Bundes auf dem Gebiet des Schulwesens nicht von ausser-
ordentlichem Segen begleitet war." Als Beweis hiefür
wird die Stelle in Dr. Finslers jüngster Schrift angeführt:
„So hat der Eingriff des Bundes in das Gymnasialwesen
der Kantone nicht bewirken können, dass sich die Schulen

überall auf das Niveau der besten Anstalten erhoben, oder
dass gar ein allgemeiner Aufschwung des Mittelschulwesens

eingetreten wäre; vielmehr ist die Ungleichheit geblieben»
und mancher neue Schaden ist zu dem alten hinzugekom-
men. " Dass man den Kulturkampf vermeiden wolle, aner-
kennt Hr. Keel. Nachdem er die Enthüllung gemacht,
wie 1881 das Programm Schenk aus einer Versammlung
von Vertrauensmännern (durch Mitteilung von Ständerat
Birmann an Ständerat Hildebrand in Zug) den Ultramon-
tanen bekannt geworden, erinnert er noch an „die Subtilität,
die Empfindlichkeit des Volkes in Schulfragen" und bittet,
die Geister nicht wieder zu rufen, welche man 1882 gerufen
habe. Konstitutionelle Bedenken und Furcht vor „exzes-
siver Bundesbureaukratie", das sind also die — etwas

dürftigen — Argumente des st. gallischen Landammanns

gegen die Hilfe des Bundes für die Schule.

Wesentlich dieselben Motive varirt der zweite Ver-
treter der Konservativen Hr. Dr. ScAmirf, der einstige
Redner an der Bundesfeier auf dem Rütli: -„Wir Urner
sind etwas misstrauisch in kantonalen und eidgenössischen

Dingen" bemerkt er einleitend, um sein Bedauern auszu-
drücken, „dass diese Frage (die Schulfrage) aufgeworfen
worden ist. Ich glaube, dass die Gefahr einer Spaltung
und einer gewissen Animosität näher liegt, als die Aussicht
auf Einigung und harmonisches Zusammenwirken der

Parteien." Hr. Schmid ist kein Freund von Enqueten;
ein Schulgesetz hält er nur nach Partialrevision der Bundes-

Verfassung möglich. Gegenüber der école neutre, die Hr.
Jeanhenry anstrebt, und gegenüber der Trennung von Kirche
und Staat, wie sie Hr. Curti von der Zukunft erwartet,
erklärt er: „Mein Ideal ist die freie Kirche im freien
Staat und nicht die Kirche ausserhalb des Staates und

nicht der Staat der Kirche untergeordnet." Nach einigen
geschichtlichen Rückblicken auf das Zustandekommen von
Art. 27 und — seine persönliche Stellung dazu —, er-
örtert Herr Schmid die Bedeutung von Art. 27 vom ersten
bis zum letzten Alinea: zugeben muss er, dass der Be-

griff „genügend" sehr dehnbar; aber „der Primarunterricht,
wie er heute in der Schweiz erteilt wird, darf als genügend
erachtet werden" ; Mängeln steht das redliche Bestreben

aller Kantone gegenüber. Hr. Sch. hat die „heilige Über-

zeugung, dass die Kantone beim guten Willen, den sie

besitzen, mit der Zeit auch über die Mittel verfügen wer-
den, die notwendig sind, diese Mängel zu beseitigen."
Festina lente ist seine Losung; um zu zeigen, dass Ungleich-
heiten nie zu heben seien, schildert er die weiten Schul-

wege in urnerischen Schulgemeinden. Die geringen Ge-
I halte kann der Vertreter Uris nicht abstreiten, aber „die
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Lehrer wissen sich im grossen und ganzen ziemlich gut
zu wehren, sie haben häufig etwas zu klagen" und „nicht
von den aufgewendeten Mitteln allein hängt der Fortschritt
im Schulwesen ab." Die unentgeltliche Abgabe von Lehr-
mittel bloss an Kinder dürftiger Familien kann nicht als

schädlich betrachtet werden. „Wer die Jugend hat, hat
die Zukunft damit ist gesagt, dass die Kantone, wenn
sie an ihrer Selbständigkeit und Souveränität festhalten

wollen, jede Einmischung der Zentralgewalt über den Rah-

men der gegenwärtigen Ausübung des Art. 27 zurückweisen
müssen. Wer bezahlt, der befiehlt. Hic latet anguis in
herha." Da lauert die Schlange im Grase, darum wollen
wir keine Bundessubvention. In der Enquete des Herrn
Gobat ersieht Hr. Schmid nur eine vervielfältigte Form
des Schulsekretärs. Ablehnung aller Anträge, ist das

Resultat all der Argumente, die der Yertreter Uris vor-
bringt, der immerhin zugibt, dass Art. 27 sich eingelebt
habe, und dass es nicht angezeigt sei, „davon leichthin ab-

zugehen und allzusehr daran zu rütteln".
Um die Bundesverwaltung nicht noch umfassender

und die Sessionen der Bundesversammlung nicht noch länger
zu machen einerseits und aus Furcht, dass der gutgemeinte
Antrag Curti auf eine Bahn führe, deren Ende für die

kantonale Souveränität nicht abzusehen sei, anderseits, ist
Hr. Ib&Cer, St. Gallen, gegen die Motion. Das Schweiz-

Schulwesen ist eines der besten in Europa. Warum in
den Entwicklungsgang eingreifen, wo man vielleicht statt

zu verbessern, verschlechtern würde? Wenn der Bund in
das Schulwesen eingreift, dann, das ist T's „ketzerische
Ansicht®, wird verschlechtert, nicht verbessert. „Dann wenn
das Schulwesen gut und tüchtig geleitet werden will, so

muss es in den kleinern Kreisen bleiben, in den Familien,
den Gemeinden und Kantonen." In der Hauptsache han-

delt es sich um den Begriff der Lai'zität der Schule. Die
wichtige Frage des Schulreligionsunterrichts, ob und wie
ein solcher gehoben werden solle, führe zu jahrelangen
Schulkämpfen. Darum wollen wir „in Art. 27 nicht weiter

revidiren, weder rückwärts noch vorwärts, wollen ihn richtig
handhaben und das Schulwesen den Kantonen lassen

und die lobenswerten Bestrebungen in allen Kantonen nicht
durch Bundeseinmischung kreuzen oder gar hemmen."

Die deutsche Leserversammlung in Leipzig.
S. Vom 22.—25. Mai a. c. tagte in Leipzig die XXX.

allgemeine deutsche Lehrerversammlung. Sie sollte eigent-
lieh die erste allgemeine deutsche Lehrerversammlung ge-
nannt werden; denn zum erstenmal sammelten sich jetzt
die Lehrer aus allen Gauen Deutschlands zu gemeinsamer

Arbeit, während bisher die „Lehrerversammlung" in dem

deutschen „Lehrertag" ihre besondern Wege gegangen war.
Von beiden Seiten aber sah man endlich die Notwendig-
keit eines einigen Vorgehensein, und so wurden denn Lehrer-
Versammlung und Lehrertag gemeinsam nach Leipzig be-

rufen und dort unter jubelnder Zustimmung der Anwesenden

verschmolzen.

In hellen Scharen strömten die deutschen Pädagogen

am zweiten Pfingsttage nach der „Lindenstadt", wohl

weniger der „Vorversammlung" wegen, als vielmehr, um
den Begrüssungsabend im „Krystallpalast" mitzugeniessen.
Da hat denn freilich mancher bei dem grossen Andränge
umsonst ein Plätzchen gesucht. Die Zahl der Teilnehmer

stieg während der folgenden Tage auf nahezu 5000 an.
Die Leipziger haben ihr Möglichstes getan, um die Gäste

anzulocken und ihnen den Aufenthalt in ihrer Stadt an-

genehm zu machen ; herrlich war der Empfang und Hebens-

würdig die Teilnahme aller Bevölkerung, überreich die

Sehenswürdigkeiten und Genüsse, mit denen Auge und Ohr

beschäftigt wurden. Nach der ersten offiziellen Begrüssung
beim Empfangsabend tat Kollege Fritz Lange in Leipzig
noch ein Übriges, indem er ein Gedicht: „Lipsia's Gruss

an de deitsche Lehrerschaft", wo er seine sächsische „Ge-
miedlichgheid" entfaltete, unter die Gäste verteilte:

Willgommen, deitsche Bräzebdoren
Aus Nord un Sieden, "West un Ost!
Dass ihr mich heide habt ergoren,
Das is sie wärklich zu famost!

Ihr Hieder von d'r Menschheit Wälde,
Gadhederfärschten allzemal,
Ihr Hieder von d'r Ginderhärde,

Willgommen hier im Bleissedhai! etc. etc

(Gesungen nach der Melodie: „Seht ihr drei Rosse" etc.).

Ein anderer „Festgruss" gelangte noch zur Verteilung,
ein Lied aus einer ganz andern Tonart, ein Lied voll

Kampflust und freudiger Siegeshoffnung,

„Ein Lied von Licht, das keine Nacht
Der Zeit vermag zu knechten,
Ein Lied von Geist, den keine Macht
Der Erde kann entrechten!

„Frau Sonne" sei das Feldgeschrei,
Die Losung: „Ulrich Hutten!"
Die deutsche Schule werde frei
Von Pfaffen und von Kutten!"

Das war deutlich gesprochen In wie weit diese Losung
der Gesamtstimmung entsprach, wird sich im folgenden zeigen.

Ein deutsches „Lehrerfest* ist wohl von einem

schweizerischen nicht sehr verschieden ; deshalb kann ich

mich darauf beschränken, aus dem bunten Kram meiner

Erinnerungen und Aufzeichnungen dasjenige hervorzuheben,

was mir als das Wichtigste erscheint; an welchem Tage
der einzelne Vortrag gehalten worden sei, kann den Lesern

gleichgültig sein. Zunächst muss ich der deutschen Lehrer-
schaft das Zeugnis geben, dass sie in den drei Hauptver-
Sammlungen (23., 24., 25.) wacker und ausdauernd ge-
arbeitet hat. Sicher und taktvoll leitete der erste Vor-
sitzende, RealschuldirektorDeAAe, Bremen, die Verhandlungen.

Ohne Zweifel das wichtigste Traktandum war das

von Schulinspektor ScAerer in Worms behandelte: „Die
SimwdawscAn/e — M'nrww »nwss sie die ScAw/e der 2m-

Aww/i sein ?"

In seinem ausgezeichneten Vortrage beleuchtet der

Redner die Frage der Simultan- (konfessionslosen) Schule

aufs gründüchste und tritt mit warmer Begeisterung für
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einen Religionsunterricht ohne konfessionellen Charakter

ein, den er aber wohl unterschieden wissen möchte vom

„ französischen MoralUnterricht". Religiös-sittliche Jugend-
erziehung ist für die gedeihliche Portentwicklung des

nationalen Lebens unentbehrlich. Aber Religion und Kon-
fession sind nicht identisch ; die Religion wurzelt im Ge-

müte, die dogmatischen Glaubenssätze dagegen sind ein
Ausfluss des Yerstandes. Die Kirche kann den Staat in
der religiösen Jugenderziehung nicht ersetzen; sie erzieht

streng konfessionell; eine scharfe Trennung der Konfes-
sionen bedeutet aber eine Trennung der Nation. Den

Hauptvorwurf gegen die Simultanschule, sie erziehe zum
Atheismus und zur Sozialdemokratie, widerlegt Scherer

indem er auf die Wormser und Nassauer Simultanschulen

hinweist, welche den direkten Gegenbeweis liefern. Dann
wirft er den Ball zurück und erhebt jenen Vorwurf gegen
die konfessionelle Schule; dieselbe entlassen den jungen
Menschen mit einem verstandesmässig aufgerichteten Gebäude

von Dogmen, das er nicht begriffen habe, und das daher
beim ersten Anstoss zusammenstürzte. Um seine Aus-

führungen zu bekräftigen, zitirt Redner einige Theologen.
Die Grundlage für einen Religionsunterricht im Sinne

Scherers bildet das Leben und die Lehre Jesu und im
Anschluss daran diereligiös-sittiche Nationalliteratur (Lessing,
Herder, Goethe, Schiller.) „Ein Buch, das diese beiden

Stoffe vereinigte, müsste eine Nationalbibel für unser Volk
werden."

Der Vortrag war um so interessanter, als der Referent
eine reiche Erfahrung besitzt und seinen Stoff mehr als

zwei Jahrzehnte lang gesammelt und gesichtet hat. Stürmi-
scher Beifall belohnte ihn für seine Arbeit. Am Tage
vorher war jedoch auch der sächsische Kultusminister p.

der in seiner Ansprache die konfessionelle
Schule betonte, mit Beifall überschüttet worden. Galt
das „Seiner Excellenz dem Herrn Minister" oder seinen

Worten? (Ports, folgt)

Aus den Berichten kantonaler Erziehungsdirektionen.
H.

„Im /tw/söte ist zu konstatiren, dass überall das Bestreben
sich zeigt, den Stoff möglichst dem praktischen Bedürfnis und
Anschauungskreis der jungen Leute anzupassen, was an einigen
Orten zu einer Serie von zusammenhängenden Thematen führte,
durch welche Lust und Freude an der Arbeit geweckt und rege
erhalten wurde.

Im ÄecAne» dürften Vorteile und Abkürzungsmethoden etwas
mehr der Kor.) zur Geltung kommen, und auch der guten
und übersichtlichen Darstellung schriftlicher Lösungen wird
manchenorts zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt."

„Soll der Fortbildungsschulunterricht den fähigeren und
fleissigeren der zu unterrichtenden Schüler und dem für diese
Altersstufe schicklicherweise zu wählenden Lehrstoff entsprechen
und den Jünglingen Lust und Eifer für die ihnen gebotene
Weiterbildung einflössen, so sind drei Dinge unerlässlich: 1. Der
Lehrer muss den zu behandelnden Stoff durch sehr gründliche
Vorbereitung zuerst selber gehörig verarbeitet haben und beim
Unterrichte mit einem Gefühl der Sicherheit aus dem Vollen
schöpfen können. 2. Der Unterricht muss durchweg in gut
deutscher Sprache erteilt werden. B. Der Lehrer hat sich durch
taktvolles Auftreten vor jener burschikosen Vertraulichkeit zu
hüten, die seine Autorität und damit die Disziplin untergräbt."

Hinsichtlich der Verpflichtung der A«sftïn<Zer zum Besuche
der obligatorischen Fortbildungsschule ergeben sich stetsfort Aus-
stände und wird, so sagt der Bericht, nach den Wunsches-
äusserungen vieler Schulvorsteherschaften die Frage zu ventiliren
sein, ob nicht künftig die Ausländer vom Besuch der Fortbüdungs-
schule dispensirt werden sollten.

Im Anschluss an diesen Passus des Rechenschaftsberichtes
wurde in der Märzsitzung (1. J.) des Grossen Rates von der
Rechenschaftsberichtskommission das Postulat gestellt, § 76 des

Unterrichtsgesetzes sei so zu interpretiren, dass der Besuch der
Fortbildungsschulen nur für die Söhne der Schweizerbürger
ogligatoriseh sei. In der Diskussion machten sich dann freilich
schwerschwiegende Bedenken gegen diesen Antrag geltend, so
dass schliesslich das Postulat folgende Fassung erhielt: „Der
Regierungsrat wird eingeladen, die Frage zu prüfen, ob und
unter welchen Umständen die Ausländer vom Besuche der obli-
gatorischen Fortbildungsschulen zu dispensiren sind."

Die Frage ist offenbar viel wichtiger, als es hei oberfläch-
licher Betrachtung scheinen möchte. Aus diesem Grunde hat
der ScAtth'erein diese Angelegenheit zum Gegen-
stände seiner Beratung gemacht und hielt es der Wichtigkeit
der Sache angemessen, durch eine kurze Berichterstattung in
einem öffentlichen Blatte (Th. Tgbl.) auch weitere Kreise zum
Nachdenken über diesen Zweig des thurgauischen Unterrichts-
wesens anzuregen.

„Mit vollem Recht," so lautet der betreffende Artikel,
„macht unser Schulgesetz absolut keinen Unterschied zwischen
Kindern von Schweizerbürgern und Ausländern. Sollten in Zu-
kunft Ausländer vom Besuche der obligatorischen Fortbildungs-
schule dispensirt werden, so würde hiedureh in den einheitlich
geordneten Bau unseres Unterrichtswesens eine Bresche gelegt,
die wir tief bedauern müssten. Schon jetzt klagt man, und
gewiss nicht mit Unrecht, über den Umstand, dass von Lehr-
meistern, Geschäftstreibenden, Landwirten etc. die Ausländer
unseren schweizerischen Landesangehörigen vielfach vorgezogen
werden. Wie wird es erst kommen, wenn die jungen Ausländer
vom Besuche der Fortbildungsschule entbunden werden? Wir
wollen das Bild nicht weiter ausmalen und nur sagen, dass das
Gebot der Selbsterhaltung uns zwingt, hinsichtlich der Fort-
bildungsschule die jetzigen Bestimmungen des Schulgesetzes
intakt zu halten. Hiefür sprieht noch ein weiterer, sehr gewich-
tiger Grund. Die angrenzenden süddeutschen Staaten, aus denen
die grosse Einwanderung vornehmlich herrührt, schliessen die
Schulzeit mit dem 14. Altersjahre ab und statten die jungen
Leute mit einem Schulentlassungszeugnisse aus. Im Thurgau
dagegen werden die Knaben, bis sie neun Schuljahre absolvirt
haben, bis zur Schulentlassung mindestens 15 Jahre alt. Nehmen
wir nun an, die Pflicht zum Besuche der Fortbildungsschule sei
für die Ausländer aufgehoben. Dann gilt das deutsche Ent-
lassungszeugnis auch im Thurgau, denn wer will den 14jährigen
Deutschen noch einmal für ein Jährchen an den Schulwagen
spannen, um ihn nachher laufen zu lassen Also gilt dann
faktisch das neunte Schuljahr, das man als eine wertvolle Er-
rungenschaft des gegenwärtigen Schulgesetzes preist, nur noch
für die Knaben von schweizerischen Bürgern. Der Deutsche
kann bei uns mit 14 Jahren in ein beliebiges Geschäft eintreten,
der Schweizer aber muss noch ein Jahr in die Alltagsschule
und noch drei Winterkurse in die Fortbildungsschule gehen.
Durch die Aufhebung der Forthildungsschulpflicht für Ausländer
und durch das, was damit in Verbindung steht (9. Schuljahr),
würde also in unser sonst so wohl geordnetes Schulwesen hinein
eine Anomalie getragen, die unsere einheimische Bevölkerung
nach verschiedenen Richtungen schwer schädigen müsste. Wir
hoffen darum mit aller Zuversieht, dass man an massgebender
Stelle diesmal fest „beim Alten" bleiben werde."

FVeiMu'Wfpe Dass die obligatorische
Fortbildungsschule nicht allen Anforderungen, die an unsere
„Jungmannschaft" gestellt werden, genügt, und auch nicht ge-
nügen kann, beweist die erfreuliche Tatsache, dass sich von Jahr
zu Jahr die freiwilligen Fortbildungsschulen vennehren. 1889/90
waren deren 31, 1890/91 35 und 1891/92 40, darunter 5

gewerbliche, 13 Töchterschulen, 3 Kurse für Handfertigkeit,
2 für fremde Sprachen, 1 Handelsschule; die übrigen berück-
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sichtigen wohl hauptsächlich das Zeichnen. — An diesen Schulen
betätigten sich 47 Lehrer, 17 Lehrerinnen und 14 Schulfreunde.
Der Staatsbeitrag stieg von 7929 Fr. im Vorjahre auf 9990 Fr.
Den 2088 entschuldigten Absenzen dieser Fortbildungsschüler
stehen nur 503 unentschuldigte gegenüber.

SeA'MurfarscÀuZe«. Die 25 Sekundärschulen weisen 1064
Schüler (727 Knaben und 837 Mädchen) auf oder 19 0/o der

schulpflichtigen Jugend dieses Alters. Höchste Schülerzahl in
Schulen mit 2 Lehrern 86, mit 1 Lehrer 50. Auch den Sekundär-
lehrern wird das Zeugnis grosser Pflichttreue und strebsamer
Tätigkeit ausgestellt. In den meisten Gemeinden verdiene die
Sekundärschule das volle Vertrauen der Einwohnerschaft. —
Um eine grössere Sicherheit in der Orthographie zu ermöglichen,
wird vorgeschlagen, im Sommersemester der I. Klasse der Recht-
Schreibung ein besonderes Augenmerk zu schenken. Anstatt eine

ganze Stunde Grammatik zu treiben und Aufsätze zu besprechen,
dürfte sich immer etwas Zeit finden, orthographische Uebungen
vorzunehmen.

Auch dem Unterricht in der Buchhaltung wird in anbetracht
seiner hohen Bedeutung eine sorgfältigere Behandlung und bessere
Methode gewünscht. Entsprechend dem Wunsche der Sekundär-
lehrerkonferenz und nach dem Gutachten der Inspektoren wurde
als Lehrmittel fur dieses Fach eingeführt: Leif/aden yür AecA-

WMUjrs- M«d jBwcÄ/äÄrMM<7 in Volks- und Fortbildungsschulen von
Flerrf. Ja&oft, Hauptlehrer der Handelswissenschaften der Mädchen-
Sekundärschule der Stadt Bem.

Seminar Krewziin^en. Die Gesamtzahl der Zöglinge betrug
81, und zwar nach Konfessionen : 73 Reformirte und 8 Katholiken,
nach dem Heimatkanton: Thurgauer 52, Appenzell (a. Rh.) 14,
Basler (Landschaft) 5, Glarner 7, Zürcher, St. Galler und

Schwyzer je 1. Von den 52 Thurgauern bezogen 41 Stipendien
in Beträgen von 90—220 Fr. Ausserdem hat der katholische
Kirchenrat 6 thurgauische Zöglinge katholischer Konfession mit
je 90—100 Fr. unterstützt. —

Um die angehenden Lehrer noch besser für die praktische
Schulführung vorzubereiten, ist zunächst versuchsweise die An-
Ordnung getroffen worden, dass die Zöglinge der Oberklasse
doppelt so lang als früher, in der Regel gleichzeitig ihrer zwei,
die Ü6«K<7SSCÄMZe zu besuchen haben.

Die AantowsscAuZe in AVawew/eM zählte am Anfang des

Schuljahres 228 Schüler (160 Industrieschüler und 68 Gym-
nasiasten), am Schlüsse 217. 8 Gymnasiasten bezogen nach
bestandener Maturitätsprüfung die Hochschule, 7 Industrieschüler
das Polytechnikum. — An 34 Schüler wurden Stipendien im
Gesamtbetrag von 2208 Fr. verabreicht. An 3 Schüler hewil-
ligte der evangelische Kirchenrat 350 Fr., an 2 der katholische
180 Fr. Stipendien. — Der Lehrplan wurde an der merkantilen
Abteilung provisorisch dahin abgeändert, dass bei der IV. Klasse
der Unterricht in der Chemie um eine Stunde gekürzt, der Unter-
rieht in den kaufmännischen Fächern in dieser Klasse um zwei
Stunden, in der V. um eine Stunde vermehrt wurde. M.

Pressstimm eil
über die Schuldebatte im Nationalrat.

(5.-7. Juni 1893.)

Lazerw. ThpèZ. (Einsend.) Nr. 142. Sollen aus der Bun-
dessubvention Schulen unterstützt werden dürfen, die mit ganz
ungenügenden Lehrkräften versehen sind? Wir halten dafür,
dass wenn ein Lehrer seiner Aufgabe nicht gewachsen ist, alles
Geld, welches für die betreffende Schule verwendet wird, rein
weggeworfen ist. Solche ungenügende Lehrkräfte sind aber
durchaus nicht einzig unter den Lehrschwestern zu treffen, sie
finden sich auch beim Lehrpersonal, das Hosen trägt. Sobald
der Bund aber eine gewisse Kontrolle auch in personeller Be-
ziehung ausüben, auch in dieser Richtung ein Wort mitreden
wollte, würden sich Schwierigkeiten zeigen, deren Uberwindung
sich als unmöglich herausstellen dürfte. Wir gehören überhaupt
zu denjenigen, welche finden, dass ohne ein förmliches eidgen.
Schulgesetz der Bund keine rechte Handhabe besitzen werde,
um im Schulwesen der Kantone etwas Erspriessliches leisten zu
können Wie man sieht, steht die Sache also noch im
weiten Felde, selbst in dem Fall, dass der Bundesrat nicht mit

dem Antrag an die eidgen. Räte gelangen sollte, es sei der
modifizirten Motion Curti überhaupt keine Folge zu geben. Nach
dem, was man aus der Rede des Hrn. Schenk vernommen hat,
gehört ein derartiger Antrag nicht zu den unwahrscheinlichen
Dingen.

AUS AMTLICHEN MITTEILUNGEN
Züric7«. Der Stadt Winterthur wird an den Ruhegehalt eines

zurückgetretenen Lehrers der höhern Schulen daselbst ein Staats-
beitrag verabreicht.

Herr Dr. Behn-Eschenburg von Stralsund erhält die Venia
legendi für Physik an der II. Sektion der phil. Fakultät der
Hochschule.

Drei Schülern der Kantonsschule werden nachträglich Frei-
platze bewilligt.

SCHULNACHRICHTEN.
//ocAscti Die Universität Aern zählt dieses Semester

533 eingeschriebene Studenten : Theologen 45 (38 evang. kath.),
Juristen 108, Mediziner 224, Philosophie-Studirende 156; die
Tierarzneischule hat 43 Studenten. Mit den blossen Hörern
steigt die Frequenz der beiden Anstalten auf 604. Studierende
Damen sind darunter 71, ausländische Studirende 149. Rektor
der Hochschule ist Hr. Prof. Dr. Michaud; Prorektor Hr. Prof.
Dr. Studer.

FWèowrjr. L'université catholique de Fribourg est actuelle-
ment fréquentée par 170 étudiants immatriculés et 17 auditeurs.
Le Tessin lui en envoie 8, Lucerne 8, Schwytz 5, Fribourg 24 ;
Vaud, Valais, Neuchâtel, Genève et Unterwald-le-Haut ne lui
fournissent aucun étudiant; parmi les étrangers il y a 3 Fran-
çais, 3 Autrichiens et 46 Allemands. La faculté de théologie
compte 10 professeurs et 81 élèves; la faculté de droit 13 pro-
fesseurs et 63 élèves ; enfin les lettres 17 professeurs, 2 privat-
docent et 26 élèves.

ScÄa$7iawsen. (Korr.) Die Gemeinde Schieitheim beschloss
die Errichtung einer dritten Lehrstelle an der Realschule. Die
Anstalt wurde gegründet im Jähr 1853; seit 1849 wirken daran
zwei Lehrer. Während der letzten zehn Jahre hat sich die
Schülerzahl von 31 auf 64 gehoben, veranlasst hauptsächlich
durch den Andrang aus den umliegenden badischen Gemeinden.
Da die RealBchulgemeinden des Kantons per Reallehrerstelle nur
eine Quote von 200 Fr. zu leisten haben, während die Haupt-
summe — Fr. 2300 per Lehrstelle — aus der Staatskasse
fliesst, so liegt die endgültige Entscheidung in Sachen beim Er-
ziehungsrat bezw. bei der Regierung. Immerhin ist anzunehmen,
dass dem Verlangen der Gemeinde Schieitheim das nötige Ent-
gegenkommen zu teil werden wird.

— In der Lehrerkonferenz des Bezirks ffeya« war mit der
nötigen Entschiedenheit auf die temperamentslose Haltung der
Schafifhauser Lehrerschaft hingewiesen worden. „Päpste und
Päpstlein aller Art," wurde gesagt, „können sich ruhig erlauben,
an einem Lehrer, dessen Ansichten mit den ihrigen nicht über-
einstimmen oder der ein missratenes Söhnchen etwas kurz fassen

muss, das Mütchen zu kühlen. Die Lehrerschaft lässt sich
solches gefallen, statt dass sie zur Wahrung ihrer Interessen
wie ein Mann zusammensteht und Anmassungen irgend welcher
Art und von welcher Seite sie kommen, mit der gebührenden
Entschiedenheit zurückweist. Insbesondere ist es Pflicht der
Schafifhauser Lehrerschaft, etwelche Vertretung in den Gemeinde-
schulbehörden zu erkämpfen und den ihr von rechtswegen zu-
gehörenden Einfluss auf das Schulwesen ûbèrhaupt anzustreben. "

Der Antrag, es möchte bei den übrigen Bezirkskonferenzen der
Gedanke einer Vereinigung in obigem Sinne angeregt werden,
wurde einstimmig zum Beschluss erhoben.

Ein nicht wiedergewählter Lehrer des gleichen Schulbezirks
benützte hierauf die scheinbar gebotene Gelegenheit, Protest (in
einem öffentlichen Blatte?) einzulegen gegen die vom Kanton
Schafihausen geübte Liberalität in der Anstellung von Lehrern
anderer Schweizerkantone. „Üben wir," darin gipfelten seine

Ausführungen, „strenges Gegenrecht gegen die andringenden
Fremden und stellen wir die einheimischen verfügbaren Lehr-
kräfte in etwaige Lücken, so wird das Gesetz erfüllt und der
Zweck der Schule allseitig gefördert werden.
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In Anbetracht, dass der Schaffhauser Elementarlehrer öffont-
liehen und geheimen Wahlumtrieben schutzlos ausgesetzt ist,
berücksichtigend, dass die oberste Erziehungsbehörde bei der
Verpflichtung der angestellten Lehrer zum Patentexamen zweierlei
Mass verwendet, muss man den Ausführungen des Einsenders
eine gewisse Berechtigung zusprechen, und es schadet nichts,
wenn man solche krebsartige Wunden immer wieder zum Bluten
bringt. Weniger gut stand es dem Einsender an, dass er in
egoistisch-beschränkter Weise gegen die Anstellung von Lehr-
kräften aus andern Kantonen sich ereiferte zu einer Zeit, wo
der Gedanke der schweizerischen Volksschule mit der vielver-
heissenden Freizügigkeit uns grüsst. Wie viele Schaffhauser
Kantonsbücher an Lehranstalten der nähern und fernem Schweiz
in guter Stellung sich befinden, wo unsere Lehramtskandidaten
ihre Bildung suchen und finden, scheint der Mann auch ver-
gessen zu haben. Bedenklich aber stand es um seine Ausein-
andersetzungen deshalb, weil die Ursachen seiner Nichtwieder-
wähl bekannt waren, Ursachen, welche die fragliche Gemeinde
bei ihrem Verfahren entschuldigen.

Natürlich folgten der Einsendung Entgegnungen. Die erste
richtete sich in erster Linie gegen die Absicht, mehr Einigkeit
und Korpsgeist in die Schaffhauser Lehrerschaft zu bringen,
darum, weil es den Gemeinden unmöglich gemacht werden wolle,
einen pflichtvergessenen und moralisch gesunkenen Lehrer zu
entfernen. Eine Einsendung, die sich gegen den engherzigen
Standpunkt des Nichtwiedergewählten wendete, verlor bezüglich
der Schreibart den rechten Takt und schadete sich selbst und
der Sache der Schule überhaupt. Ein Mitglied der Hegauer
Konferenz verwahrte sich gegen jesuitische Benützung und Ver-
drehung der berührten Konferenzverhandlungen. Eine letzte
Berichtigung wies die drei ersten Einsender in die Schranken,
betonend: l. dass die Liberalität der obersten Erziehungsbehörde
gegenüber den Wahlgemeinden allerdings zu weit gehe;

2. dass die Examenpflicht, objektiv durchgeführt, die Uber-
schwemmung mit (ausrangirten) Lehrkräften anderer Kantone
verhindere ;

3. dass Veröffentlichungen über Schul- und Lehrerverhält-
nisse in öffentlichen Blättern nicht anders als auf grund der
tatsächlichen Verhältnisse und mit dem nötigen Takte ge-
schehen sollte.

Die KaMf<maZfco»/ere«2 wird nun, wie die Tagesordnung
zeigt, mit der Sache der engem Lehrervereinigung sich be-
fassen ; es darf aber billig bezweifllt werden, dass mit Hilfe der
offiziellen Körperschaft etwas zu erreichen ist. Auch Gründe
der Opportunität weisen andere Wege. Das Haupttraktandum
der Kantonallehrerkonferenz beschlägt die zu gründende Lehrer-
witwen- und Waisenkasse. Die Thesen lauten:

1. Die Lehrerschaft des Kantons Schaffhausen errichtet
eine Unterstützungskasse für Ausbezahlung von Alters- und
Witwenrenten.

2. Jeder Lehrer, der beim Eintritt in den schaffhauserischen
Schuldienst nicht mehr als 25 Jahre alt ist, zahlt an die Kasse
den Normalbeitrag von 50 Fr. im Jahr.

3. Lehrer, welche bei der Gründung der Kasse das
25. Altersjahr zurückgelegt, aber nicht 25 Dienstjahre hinter
sich haben, bezahlen einen erhöhten Jahresbeitrag. Derselbe
wächst nach Altersstufen von 5 zu 5 Jahren, soll aber im Ma-
ximum 100 Fr. nicht übersteigen.

4. Lehrer, welche bei der Gründung der Kasse schon 25
Dienstjahre hinter sich haben und doch der Kasse beitreten
wollen, haben den ihrem Alter entsprechenden sieh rechnungs-
massig ergebenden Jahresbeitrag zu entrichten.

5. Der Jahresbeitrag für später eintretende Lehrer, welche
mehr als 25 Jahre alt sind, erhöht sich entsprechend ihrem
Eintrittsalter. Die Kasse ist jedoch nicht verpflichtet, Lehrer
aufzunehmen, die das 45. Altersjahr schon zurückgelegt haben.

6. Ist die Frau eines Lehrers mehr als 5 Jahre jünger als
der Mann, so hat derselbe beim Eintritt in die Kasse bezw. bei
seiner Verheiratung einen der Altersdifferenz entsprechenden
einmaligen Beitrag zu bezahlen.

7. Lehrerinnen bezahlen einen ermässigten Jahresbeitrag.
8. Es ist wünschenswert, dass der Staat die Verwaltung

der Kasse unentgeltlich übernimmt.

9. Jeder Lehrer, der seinen Jahresbeitrag bis zu dem Jahre
bezahlt hat, in welchem er 64 Jahre alt geworden ist, hat An-
sprach auf eine volle Pension von 600 Fr., falls er nachdem
zurückgelegten 65. Altersjahre in den Ruhestand tritt.

Wird ein Lehrer vor dem 65. Altersjahre dienstunfähig, so
bezieht"er einefseinemfAlter entsprechende Pension.

Jede Witwe eines Lehrers bezieht auf Lebenszeit oder bis
zur Wiederverheiratung eine Jahresrente von lSO^Fr.

Hinterlässt ein Lehrer mutterlose Waisen, so haben die-
selben bis zum 16. Lebensjahre, je nach ihrer Zahl, Anspruch
auf die ganze Witwenpension oder auf einen Teil derselben.

TAwr^aw. (Einges.) Es gibt tatsächlich halbe Absenzen,
aber nicht in dem Sinne, wie es der Einsender des Berichtes
versteht, sondern nach Beschluss des Regierungsrates vom
14. Oktober 1881, Abschnitt 1, ist:

„jede Verspätung bis auf eine Stunde als halbe, weitere
Verspätungen als ganze Absenz zu berechnen."

Auch kann man nach der Verordnung vom 15. September
1876 nicht im Zweifel sein, ob 1 mal 2 oder 2 mal 2 Stunden
als e»»e Absenz zu zählen sind, da nach § 16 der Verordnung
als Absenz die Unterrichtszeit von 2 Stunden zu berechnen ist.
Jede unentschuldigte Absenz von 2 Stunden wird mit 40 Cts.
bestraft, die halbe Absenz also mit 20 und die zwei unent-
schuldigten Absenzen pro Unterrichtshalbtag mit 80 Cts. Wo
die Sache anders gehandhabt wird, ist sie nicht der „Verord-
nung" entsprechend, also nicht richtig. Es kann sein, dass
verschiedene Lehrer mit der „Verordnung" und den weiteren
„Verfügungen und Beschlüssen" zur Vollziehung derselben zu wenig
vertraut sind. Daher wohl die Verschiedenheit in der Auffassung.

Fai«f. D'après le compte rendu du Département de l'in-
struction publique pour 1892, le nombre des écoles primaires
du Canton est de 970, dont 501 sont dirigées par des régents
et 496 par des régentes. Elles sont fréquentées par 40,255
enfants, ce qui donne une moyenne de 42 élèves par école.
Au 15 avril 1893, 165 communes se sont prononcées pour la
libération de l'école à 15 ans et 221 communes pour la libéra-
tion à 16 ans, tandis que l'année précédente 219 communes
libéraient à 15 ans et 169 à 16 ans. — Le total des subsides
accordés par l'Etat pour constructions et restaurations scolaires
s'est élevé à 29.905 frs. La dépense pour les fournitures sco-
laire8, en 1892, a été de 74,594 frs. dont une moitié à la charge
de la commune et l'autre moitié à la charge de l'Etat. Pour
ces fournitures la moyenne, par élève, a été de 1 fr. 85 cts.
En 1891, cette dépense s'était élevée à 2 frs. 10 cts. par enfant

•ZwricA. Hochobrigkeitlich ist der Lehrerschaft des Seminars
die Aufforderung geworden, mit den Zöglingen der ersten Klasse
es mit Ende des Quartals hinsichtlich der Promotion recht genau
zu nehmen. Soweit damit verhindert werden soll, dass schwache
und untaugliche Elemente im den Lehrerstand eintreten, ist das
Vorgehen zu billigen ; auf der andern Seite hat es aber seine
Bedenken, wenn eine Behörde eine grosse, vielleicht zu grosse
Zahl von Zöglingen in eine Anstalt aufnimmt, um dann eine
Anzahl derselben nach einem Vierteljahr, nachdem die Betref-
fenden grosse Kosten gehabt haben, à tout prix zu entlassen.

— Das Volksbl. v. B. nennt unsere Bemerkungen betr.
die Sorglosigkeit der demokratischen Partei in Sachen der Schule
eine „krasse Ungerechtigkeit." Es hätte die Vorwürfe vielleicht

"besser paralisirt, wenn es hätte berichten können, 1. dass das
demokratische Parteikomite mit der Opposition hinsichtlich der
Erziehungsratswahlen so viel verhandelt hätte wie über die
Bankratswahlen ; 2. dass die Partei ihre Mitglieder zum Er-
scheinen veranlasst ; 3. dass die Partei durch Aufnahme der
Kandidatur Hitzig der Gegenpartei und der sprachlich-historischen
Richtung Entgegenkommen und für sich selbst richtige Taktik
gezeigt hätte. Das ist alles nicht geschehen und darum unsere
Bemerkungen. Wenn der Erziehungsrat in Hrn. Dr. Hitzig ein
ebenso tüchtiges, selbständiges, ruhig urteilendes Mitglied erhält,
wie er in Hrn. Dr. Kleiner verliert, so ist das nicht die Schuld der
demokratischen Partei, wohl aber, wenn die Aquisition des Hrn.
Hitzig auf Kosten eines bisherigen Mitgliedes geschah. Nach
der Tat hält der Schweizer Rat, heisst's übrigens auch da.

Do- Fem« /ür JTwaAenarAeitswHterricAt veranstaltet morgen
eine Ausstellung von Handarbeiten im „Pfauen" in Zürich.


	

